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Vertraulich ! 

 

K a b i n e t t s p r o t o k o l l  N r .  2 2 5  

vom 30. September 1920. 

 

Anwesend: 

Sämtliche Kabinettsmitglieder, ausgenommen die Staatssekretäre Dr. D e u t s c h  und Dr. 

R e i s c h; 

ferner die Unterstaatssekretäre M i k l a s, Dr. R e s c h  und Dr. T a n d l e r. 

 

Zugezogen: 

Vom Staatsamt für Finanzen: Sektionschef Dr. G r i m m, 

„           „            „  Heerwesen: Sektionschef Dr. K r a l o w s k y. 

 

Vorsitz: 

Staatssekretär Dr. M a y r. 

 

Dauer: 13.30 – 18.00 

 

Reinschrift (16 Seiten), Konzept, stenographische Mitschrift (dreifach), Anwesenheitsliste 

Geheimer Anhang zum KRP Nr. 225 über Vorgänge im Kärntner Abstimmungsgebiet (3 

Seiten) 
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2. Gnadengabe für die Mutter des im Dienste tödlich verunglückten Gendarmen August 

S t r a u ß. 

3. Rückersatz der Kosten für die vom Lande Kärnten im April 1919 aufgestellten 

Heimwehren. 

4. Ausdehnung der Teuerungsmaßnahmen für die Zivilstaatsbediensteten auf 

Militärpensionisten. 

5. Gesetzesbeschluss des n.ö. Landtages, betreffend die Regelung und Förderung der 

Harzgewinnung in Schwarzföhrenwaldungen. 

6. Vollzugsanweisung zur Durchführung der Bestimmungen des Gesetzes vom 18. März 
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1920, St.G.Bl. Nr. 132 (Pensionistengesetz) IV. Hauptstück. 

7. Gesetzesbeschluss des steiermärkischen Landtages, betreffend die Wahlordnung für den 
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Landesumlagen für das Jahr 1920. 
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Wiederherstellung der durch den Weltkrieg beeinträchtigten gewerblichen Eigentumsrechte. 
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Tätigkeitsbericht der Liquidierungsinspektoren (5 Seiten) 
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1. 

Durchführung des Gesetzes über den Kriegsgeschädigtenfond. 

Der V o r s i t z e n d e  weist darauf hin, dass zu Lasten des ehemals hofärarischen und 

Familienfideikommissarischen Vemögens in der Zeit vor der Konstituierung des 

Kriegsgeschädigtenfondes von der Regierung eine Reihe von Spezialwidmungen für Zwecke 

der Invalidenversorgung gemacht worden sei. Da nunmehr auf Grund der Beschlüsse des 

Kabinettsrates vom 22. und 29. September d.J. diese beiden Vermögensmassen als 
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„Kriegsgeschädigtenfond“ ins Leben treten, ergäbe sich die naturgemäße Folge, dass alle 

derartigen Sonderwidmungen hinfällig werden. Zur Vermeidung späterer 

Meinungsverschiedenheiten halte es Redner trotzdem für angebracht, durch einen 

ausdrücklichen Kabinettsratsbeschluss auszusprechen, dass die erwähnten Sonderwidmungen 

mit der Aktivierung des Kriegsgeschädigtenfondes ihr Ende erreicht haben. 

Der Kabinettsrat beschließt in diesem Sinne. 

 

2. 

Gnadengabe für die Mutter des im Dienste tödlich verunglückten Gendarmen August 

S t r a u ß. 

Nach dem Antrage des Staatssekretärs B r e i s k y  beschließt der Kabinettsrat, der Mutter 

des bei den Rettungsarbeiten anlässlich der kürzlichen Hochwasserkatastrophe in 

Oberösterreich tödlich verunglückten Gendarmen August S t r a u ß  des Postens 

Ostermiething, Johanna S t r a u ß  in Hörzenschlag, in Anbetracht ihrer vollständigen 

Mittellosigkeit und wesentlich herabgeminderten Erwerbsfähigkeit eine einmalige 

Unterstützung aus Staatsmitteln im Betrage von 5.000 K zuzuwenden. 

 

3. 

Rückersatz der Kosten für die vom Lande Kärnten im April 1919 aufgestellten Heimwehren. 

Sektionschef Dr. K r a l o w s k y  berichtet, dass das Land Kärnten durch eine beim 

V o r s i t z e n d e n  des Kabinettsrates und im Staatsamte für Heerwesen erschienene 

Abordnung neuerlich um den Ersatz der Kosten für die im April 1919 zur Abwehr des 

jugoslawischen Einfalles in Kärnten aufgestellten Heimwehren eingeschritten sei. Das Land 

berufe sich zur Begründung seines mit Beschluss des Kabinettsrates vom 16. Juni 1920 

einmal bereits abgelehnten Begehrens darauf, dass die damals nach Kärnten entsandten 

Abteilungen der Volkswehr und die auf Grund des Aufgebotes unter Waffen getretenen 

Mannschaften zur Verteidigung nicht hinreichten und daher durch die Heimwehr verstärkt 

werden mussten, weiters, dass der Abwehrkampf ebenso sehr im Interesse des Staates wie des 

Landes Kärnten geführt worden sei und insoferne einen greifbaren Erfolg gebracht habe, als 

sich die Botschafterkonferenz daraufhin veranlasst sah, für das strittige Gebiet die 

Volksabstimmung zuzulassen. Die Abordnung habe sich, abgesehen von den schwierigen 

finanziellen Verhältnissen des Landes, weiters noch darauf berufen, dass eine abermalige 

Ablehnung des Rückersatzes den Jugoslawen für die bevorstehende Abstimmung ein 

wertvolles Agitationsmaterial gegen Österreich liefern und damit das Ergebnis der 
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Abstimmung gefährden würde. 

Über dieses Einschreiten habe im Staatsamte für Heerwesen in Anwesenheit der Vertreter 

der Kärntner Landesregierung eine Besprechung der Referenten der Staatsämter für 

Heerwesen, für Äußeres und für Finanzen stattgefunden. Bei dieser sei der 

Vermittlungsvorschlag gemacht worden, es solle dem Lande Kärnten jener Teil der Kosten 

ersetzt werden, der unmittelbar aus der Abwehraktion und während ihrer Dauer entstanden 

sei, wobei der Berechnung des Personalaufwandes die den Aufgebotsmannschaften gezahlten 

Gebühren zugrunde zu legen sein werden. Die Vertreter der Kärntner Landesregierung hätten 

sich mit dieser Regelung im Wesen einverstanden erklärt, jedoch ersucht, den Rückersatz 

nicht nach den Gebührenansätzen für das Aufgebot, sondern nach den der Volkswehr 

anlässlich ihrer Entsendung nach Kärnten zugestandenen höheren Gebühren zu leisten. 

Nach den angestellten Ermittlungen belaufen sich die Kosten der Heimwahren auf etwa 15 

Millionen Kronen. Davon habe das Land Kärnten 3 Millionen Kronen aus dem Erlöse für 

Bergegüter, den Rest aus sonstigen ihm zugeflossenen staatlichen Geldern bestritten. 

Der Referent müsse in diesem Zusammenhang erwähnen, dass, wie mittlerweile bekannt 

geworden sei, das Land Kärnten seinerzeit aus selbständigen Verkäufen von 

Sachdemobilisierungsgütern einen Betrag von 24 Millionen Kronen erzielt und zum größten 

Teile für seine eigenen Zwecke verwendet habe. 

Nach einer längeren Debatte streng vertraulichen Charakters, an welcher sich außer 

Sektionschef Dr. G r i m m  die Staatssekretäre Dr. R e n n e r  und B r e i s k y  sowie 

Unterstaatssekretär M i k l a s  beteiligten, beschließt der Kabinettsrat, dem Lande Kärnten 

vorläufig einen Betrag, der sich für die Dauer der eigentlichen Abwehraktion nach den 

Gebühren des Aufgebotes ergibt, zu ersetzen und die Entscheidung über die etwaige 

Gewährung einer späteren Nachzahlung neuerlichen Verhandlungen nach ordnungsmäßiger 

Liquidierung der Kosten für die Heimwehren und Feststellung der finanziellen Höhe eines 

solchen weitergehenden Rückersatzes vorzubehalten. Die Vergütung werde auf den Erlös das 

Landes Kärnten aus den eigenmächtig vorgenommenen Verkäufen von 

Sachdemobilisierungsgütern in Anschlag zu bringen und der Landesregierung vorläufig nur 

mitzuteilen sein, dass die Ersatzleitung gegen spätere Verrechnung erfolge. 

 

4. 

Ausdehnung der Teuerungsmaßnahmen für die Zivilstaatsbediensteten auf 

Militärpensionisten. 

Der V o r s i t z e n d e  teilt den Kabinettsrate mit, dass das tschechoslowakische 
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Ministerium des Äußern gegen den Kabinettsratsbeschluss vom 31. März 1919, betreffend die 

Gleichstellung der seit der Errichtung der d.ö. Republik pensionierten d.ö. Militärgagisten 

hinsichtlich der Teuerungsmaßnahmen mit den seit 23. November 1918 in den Ruhestand 

versetzten Zivilstaatsbediensteten, aus dem Grunde Vorstellung erhoben habe, weil darin als 

Voraussetzung für die Gleichstellung die Zugehörigkeit der betreffenden Militärgagisten zur 

deutschen Nationalität verlangt werde. Wenngleich – wie auch bereits der 

tschechoslowakischen Regierung in entsprechender Form angedeutet worden sei – die 

Berechtigung einer fremden Regierung zu einer derartigen Vorstellung unsererseits nicht 

zugegeben werden könne, da es sich nicht um tschechoslowakische, sondern um 

österreichische Staatsbürger handle, so habe doch das Staatsamt für Äußeres eine Revision 

des Kabinettsratsbeschlusses empfohlen. Auch die Staatskanzlei sei der Ansicht, dass der 

erwähnte Kabinettsratsbeschluss sich mit Artikel 2 und 3 des Staatsgrundgesetzes über die 

allgemeinen Rechte der Staatsbürger kaum vereinbaren lasse und nunmehr auch im Hinblick 

auf Artikel 66 des Staatsvertrages von St. Germain schwerlich noch aufrecht erhalten werden 

könnte. Diesem Standpunkt haben sich auch die Staatsämter für Heerwesen und Finanzen 

angeschlossen, umsomehr als nach Mitteilung des Staatsamtes für Heerwesen nur ein einziger 

Militärpensionist tschechischer Nationalität in Betracht komme. 

Redner stelle deshalb im Einvernehmen mit den genannten Staatsämtern den Antrag, der 

Kabinettsrat wolle die mit Kabinettsratsbeschluss vom 31. März 1919 beschlossene 

Ausdehnung von Teuerungsmaßnahmen der Zivilstaatsbediensteten auf Militärgagisten 

österreichischer Staatsbürgerschaft und deutscher Nationalität dahin abändern, dass das 

Erfordernis der deutsches Nationalität fallen gelassen wird. 

Der Kabinettsrat beschließt im Sinne des gestellten Antrages. 

 

5. 

Gesetzesbeschluss des n.ö. Landtages, betreffend die Regelung und Förderung der 

Harzgewinnung in Schwarzföhrenwaldungen. 

Staatssekretär H a u e i s  unterbreitet dem Kabinettsrate den Gesetzesbeschluss des n.ö. 

Landtages vom 29. Juli 1920, wirksam für die Gerichtsbezirke Baden, Gloggnitz, Gutenstein, 

Hainfeld, Mödling, Neunkirchen, Pottenstein, Wr. Neustadt und für das Stadtgebiet Wiener 

Neustadt, betreffend die Regelung und Förderung der Harzgewinnung in 

Schwarzföhrenwaldungen. 

Redner führt aus, der Gesetzesbeschluss weise in formeller Hinsicht den Mangel auf, dass 

die Vollzugsklausel fehle. Von der Erhebung einer Vorstellung aus diesen Grunde wäre 
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jedoch, da offenbar nur ein Redaktionsversehen vorliege, Umgang zu nehmen und die 

Landesregierung lediglich aufzufordern, die nachträgliche Aufnahme der Vollzugsklausel 

entweder durch den Landesrat zu veranlassen oder durch letzteren auf eine ergänzende 

Beschlussfassung des Landtages hinwirken zu lassen. 

Nach dem Antrag des Redners beschließt der Kabinettsrat, von der Erhebung einer 

Vorstellung Abstand zu nehmen und der sofortigen Kundmachung des Gesetzesbeschlusses 

unter Gegenzeichnung des Staatssekretärs für Land- und Forstwirtschaft nach Aufnahme dar 

Vollzugsklausel in den Gesetzestext zuzustimmen. 

 

6. 

Vollzugsanweisung zur Durchführung der Bestimmungen des Gesetzes vom 18. März 1920, 

St.G.Bl. Nr. 132 (Pensionistengesetz) IV. Hauptstück. 

Sektionschef Dr. K r a l o w s k y  erstattet Bericht über eine dem Kabinettsrate im Entwurf 

vorliegende Vollzugsanweisung zur Durchführung der Bestimmungen des Gesetzes vom 18. 

März 1920, St.G.Bl. Nr. 132 (Pensionistengesetz) IV. Hauptstück, und erbittet die 

Zustimmung zu deren Erlassung. 

Der Kabinettsrat erteilt die erbetene Zustimmung. 

 

7. 

Gesetzesbeschluss des steiermärkischen Landtages, betreffend die Wahlordnung für den 

steiermärkischen Landtag. 

Staatssekretär B r e i s k y  bespricht die wesentlichsten Bestimmungen der vom 

steiermärkischen Landtag beschlossenen neuen Landtagswahlordnung. Redner bemerkt, dass 

sich in den darin nach dem Muster der Novelle zur Wahlordnung für die 

Nationalversammlung vorgesehenen Änderungen insoferne eine Abweichung von der Novelle 

ergebe, als nach § 4, 4. Absatz, des Entwurfes die Wahlkarten für Kranke, die sich außerhalb 

ihres zuständigen Wahlsprengels befinden, nur in berücksichtigungswürdigen Fällen 

ausgestellt werden sollen. 

Da die Hauptwahlbehörde auf Grund eines Übereinkommens der Parteien sich in ihrer 

letzten Sitzung dahin ausgesprochen habe, dass den außerhalb ihres Wohnsitzes in Kranken- 

und Pflegeanstalten untergebrachten Personen der Anspruch auf Ausstellung einer Wahlkarte 

für die Wahlen in die Nationalversammlung zustehe, sei die Landesregierung in Graz 

lediglich darauf aufmerksam gemacht worden, dass die Wahlordnung für die 

Nationalversammlung diesen Personen ein Recht auf die Ausstellung der Wahlkarten 
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einräume und es daher nicht angehe, die Ausstellung einer Wahlkarte von dem Ermessen der 

Behörde abhängig zu machen. Die Landesregierung habe darauf erklärt, dass die betreffende 

Bestimmung vom Landesrate in einer diesem Bedenken Rechnung tragenden Weise 

abgeändert werden würde. 

Bei diesem Anlasse habe die Landesregierung mitgeteilt, dass die der Wahlordnung für die 

Nationalversammlung ebenfalls unbekannte Bestimmung das § 41, derzufolge Kandidaten, 

die im ersten Ermittlungsverfahren gewählt wurden, beim zweiten Ermittlungsverfahren außer 

Betracht zu lassen seien, im Kreise der Parteien Bedenken errege, und die Geneigtheit 

bestehe, diese Vorschrift fallen zu lassen, falls von der Staatsregierung eine bezügliche 

Anregung gegeben würde. Da es gewiss zweckmäßig erscheine, Divergenzen zwischen 

beiden Wahlordnungen nach Tunlichkeit zu vermeiden, glaube Redner, dass dem Wunsche 

der Landesregierung Rechnung getragen werden sollte. 

Nach dem Antrage des sprechenden Staatssekretärs beschließt der Kabinettsrat, gegen den 

Gesetzentwurf keine Vorstellung zu erheben und der sofortigen Verlautbarung des Gesetzes 

unter der Voraussetzung der Abänderung des § 4, vierten Absatzes, zuzustimmen. In dem 

Bescheide an die steiermärkische Landesregierung wird die von dem Parteien des 

steiermärkischen Landtages selbst gewünschte Abänderung des § 41 anzuregen sein. 

 

8. 

Gesetzesbeschluss des steiermärkischen Landtages, mit welchem die Tätigkeitsperiode des 

steiermärkischen Landtages abgekürzt und die gleichzeitige Durchführung von Neuwahlen 

für den Landtag im Jahrs 1920 mit den Wahlen in die Nationalversammlung angeordnet wird. 

Staatssekretär B r e i s k y  führt aus, dass nach diesem Gesetzesbeschluss die Wahl in den 

steiermärkischen Landtag auf Grund der für die Wahl in die Nationalversammlung 

angefertigten rechtskräftigen Wählerverzeichnisse vorgenommen werden solle. Der Wahlakt 

selbst sei in der Weise vorgesehen, dass in die Wahlkuverts zwei Stimmzettel, einer für die 

Wahl in die Nationalversammlung und einer für die Landtagswahl, eingelegt werden. 

Da die Landtagswahlordnung mit den Bestimmungen dar Wahlordnung für die 

Nationalversammlung übereinstimme, werde die gleichzeitige Vornahme beider Wahlen 

keiner Schwierigkeit begegnen. 

Redner stellt den Antrag, gegen den Gesetzentwurf keine Vorstellung zu erheben und der 

sofortigen Verlautbarung des Landesgesetzes zuzustimmen. 

Der Kabinettsrat erhebt diesen Antrag zum Beschluss. 
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9. 

Beschluss des steiermärkischen Landtages, betreffend die Einhebung von Landesumlagen für 

das Jahr 1920. 

Staatssekretär B r e i s k y  berichtet, dass der steiermärkische Landtag in der Sitzung vom 

16. Juli 1920 zur Bedeckung des Abganges im Landeshaushalte im Jahre 1920 die Einführung 

von Umlagen beschlossen habe, die in ihrem überwiegenden Teile nach Halbjahren 

differenziert seien. 

Gegen diese Differenzierung der Steuerzuschläge nehme das Staatsamt für Finanzen aus 

steuertechnischen Gründen und wegen der damit verbundenen Arbeitsvermehrung Stellung. 

Das Personal der Steuerämter, dem ohnedies demnächst bei Veranlagung und Einhebung der 

Vormögensabgabe eine neue große Arbeitslast bevorstehe, könne die Mehrarbeit aus der 

Differenzierung nach Halbjahren unmöglich leisten, so dass eine Störung des ganzen 

Einhebungsdienstes und somit eine Schädigung nicht nur der Staats- sondern auch der 

Landes- und Gemeindefinanzen die notwendige Folge wäre. Der Gedanke, etwa durch 

Einstellung neuer Kräfte bei den Steuerämtern abzuhelfen, verbiete sich im Hinblicke auf 

die dringend notwendige Schonung des Staatsschatzes. 

Der sprechende Staatssekretär stelle demnach den Antrag, den Landtagsbeschluss aus den 

vorstehend angeführten Gründen nicht zu genehmigen und dem Landesrate nahezulegen, 

einen neuerlichen Beschluss mit für das ganze Jahr gleichmäßigen Unlagensätzen zu 

veranlassen. 

Der Kabinettsrat beschließt im Sinne des gestellten Antrages. 

 

10. 

Vorbereitung des Beitrittes Österreichs zum Völkerbund. 

Staatssekretär Dr. R e n n e r  verweist darauf, dass am 15. November d.J. die von 

Präsident Wilson einberufene erste Vollversammlung des Völkerbundes in Genf 

zusammentreten werde. 

Da diese Versammlung gemäß den Völkerbundsatzungen berufen sei, über etwaige 

Beitrittserklärungen solcher Staaten, die nicht ursprüngliche Mitglieder des Völkerbundes 

sind, abzustimmen, biete sich der österreichischen Regierung nunmehr zum ersten Male die 

Möglichkeit, die aus wirtschaftlichen wie aus politischen Gründet gleich wünschenswerte 

Zulassung Österreichs zum Völkerbund anzustreben. 

Zu diesem Behufe wäre, nach Einholung der Zustimmung der Nationalversammlung, der 

Beitritt Österreichs beim Generalsekretariate das Völkerbundes anzumelden. 
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Da nach den hierüber vorliegenden Nachrichten keine der in Betracht kommenden 

Hauptmächte einem solchem Schritte Österreichs grundsätzlich ablehnend gegenüber zu 

stehen scheine, sei anzunehmen, dass die Bewerbung die zur Zulassung erforderliche 

Zustimmung von zwei Dritteln der Bundesversammlung finden werde. 

Immerhin sei jedoch die Möglichkeit nicht ausgeschlossen, dass die alliierten und 

assoziierten Mächte mit Rücksicht darauf, dass der Staatsvertrag von St Germain-en-Laye erst 

vor kurzer Zeit in Kraft getreten ist und einige dieser Mächte ihn noch nicht ratifiziert, daher 

auch die diplomatischen Beziehungen mit Österreich noch nicht aufgenommen haben, die 

Beitrittserklärung Österreichs im gegenwärtigen Augenblicke noch als verfrüht sehen 

könnten. Darum empfehle sich, zunächst eine vertrauliche Anfrage bei den Regierungen 

Großbritanniens, Frankreichs und Italiens, welche Stellung die Hauptmächte bei der 

bevorstehenden Tagung des Völkerbunds zur Frage der Zulassung Österreichs einnehmen 

würden. 

Da eine solche Rundfrage trotz ihres vertraulichen Charakters doch den Willen der 

österreichischen Regierung kundgebe, im Falle einer befriedigenden Antwort Österreichs 

Beitritt zum Völkerbund anzumelden, glaube das Staatsamt für Äußeres zu diesem Schritte 

der Zustimmung des Kabinettsrates zu bedürfen. 

Redner fügt bei, dass er in dieser Angelegenheit bereits mit dem Auswärtigen Amte des 

Deutschen Reiches vertraulich Fühlung genommen und dabei die Auskunft erhalten habe, 

Deutschland, dessen Beitritt zum Völkerbund gegenwärtig noch nicht in Frage komme, würde 

es begrüßen, Österreich unter den Mitgliedern des Völkerbundes zu sehen. 

Der Kabinettsrat beschließt, den Staatssekretär für Äußeres zu ermächtigen, die 

erforderlichen Maßnahmen zu treffen, um den Beitritt Österreichs zum Völkerbund 

diplomatisch vorzubereiten. 

 

11. 

Beitritt Österreichs zum Berner Abkommen über die Erhaltung oder die Wiederherstellung 

der durch den Weltkrieg beeinträchtigten gewerblichen Eigentumsrechte. 

Der V o r s i t z e n d e  beantragt namens des augenblicklich abwesenden Staatssekretärs 

H e i n l, der Kabinettsrat wolle den Beitritt der Republik Österreich zu dem in Bern am 30. 

Juni 1920 unterzeichneten Abkommen über die Erhaltung oder die Wiederherstellung der 

durch den Weltkrieg beeinträchtigten gewerblichen Eigentumsrechte genehmigen, sowie das 

Staatsamt für Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten zur Einholung der Ratifikation des 

Präsidenten der Nationalversammlung und das Staatsamt für Äußeres zur Abgabe der 
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Beitrittserklärung im Sinne des Artikels 5, Absatz 3, des Abkommens zu Handen der 

Regierung der schweizerischen Eidgenossenschaft ermächtigen. 

Der Kabinettsrat erteilt die erbetene Genehmigung. 

 

12. 

Gesetzesbeschluss des steiermärkischen Landtages, betreffend das Verbot des 

Sonntagsunterrichtes sowie des Abendunterrichtes an Wochentagen an gewerblichen 

Fortbildungsschulen. 

Staatssekretär H e i n l  berichtet über den Gesetzesbeschluss des steiermärkischen 

Landtages vom 17. Juli 1920, nach welchem der Unterricht an den gewerblichen 

Fortbildungsschulen nur an Werktagen während der Tagesstunden gestattet, an Sonntagen 

aber unzulässig sein soll. 

Dieser Gesetzesbeschluss stimme mit dem niederösterreichischen Landesgesetz vom 9. 

April 1919, L.G.Bl. Nr. 356 überein und entspreche einer in der Nationalversammlung vom 

20 Mai 1920 gefassten Entschließung, welche die Abschaffung des Sonntagsunterrichtes und 

die Erteilung des Unterrichtes in den Tagesstunden der Wochentage wünscht. 

Gegen den Gesetzesbeschluss liege jedoch das formelle Bedenken vor, dass in der 

Vollzugsklausel mit der Durchführung die Landesregierung allein betraut werde. 

Das Unterrichtsamt, mit dem das Einvernehmen gepflogen wurde, habe wegen dieser 

Fassung der Vollzugsklausel, die ein Novum auf dam Gebiete der Schulgesetzgebung 

bedeute, die Erhebung einer Vorstellung gegen den Gesetzesbeschluss angeregt und dabei der 

Meinung Ausdruck gegeben, bis zur Austragung der Angelegenheit eine dem § 1 des 

Gesetzesbeschlusses konforme Verfügung für das gesamte Gebiet der gewerblichen 

Fortbildungsschulen in Steiermark (bezüglich der kaufmännischen Fortbildungsschulen unter 

Bezugnahme auf das Einvernehmen mit dem Unterrichtsamte) Das Unterrichtsamt wünsche, 

dass mit dem Vollzuge des Gesetzes die Staatssekretäre für Handel und Gewerbe, Industrie 

und Bauten und für Inneres und Unterricht betraut werden. 

Der sprechende Staatssekretär teile den Standpunkt des Unterrichtsamtes insoferne, als das 

vorliegende Gesetz nur eine Teilregelung des erst zu erlassenden Fortbildungsschulgesetzes 

für Steiermark darstelle, an dessen Durchführung in wesentlichen Belangen die 

Staatsregierung beteiligt sein werde. Er glaube jedoch, dass in der Vollzugsklausel - gleichwie 

im Fortbildungsschulgesetz für Salzburg - auch die Landesregierung genannt werden sollte. 

Nach Auffassung Redners wäre die Landesregierung in Graz demnach zu verständigen, 

dass die Staatsregierung gegen den Gesetzesbeschluss Vorstellung erhebe und die 



225 – 1920-09-30 

 
12 

Abänderung der Vollzugsklausel im § ? in der Weise wünsche, dass mit dem Vollzuge des 

Gesetzes die Staatssekretäre für Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten und für Inneres 

und Unterricht sowie die Landesregierung betraut werden. 

Der Kabinettsrat ermächtigt den sprechenden Staatssekretär zum weiteren Vorgehen im 

Sinne seiner Ausführungen. 

 

13. 

Gegenäußerung des Staatsamtes für Finanzen zum Tätigkeitsbericht der 

Liquidierungsinspektoren. 

Sektionschef Dr. G r i m m  erinnert daran, dass sich Staatssekretär Dr. R e i s c h  in der 

Kabinettsratssitzung vom 17. August l.J. ausdrücklich vorbehalten habe, seinerzeit vom 

Kabinettsrate die Genehmigung zu erbitten, zu dem von den Liquidierungsinspektoren der 

Nationalversammlung vorgelegten Berichte über ihre bisherige Tätigkeit eine Gegenäußerung 

zu erstatten und diese gleichfalls in der Nationalversammlung einzubringen. 

Diese Gegenäußerung sei nunmehr vom Staatsamte für Finanzen fertiggestellt. Da jedoch 

der Finanzausschuss in seiner heutigen Sitzung beschlossen habe, den Tätigkeitsbericht der 

Liquidierungsinspektoren in der gegenwärtigen Session nicht mehr in Verhandlung zu ziehen, 

glaube Redner im Sinne des dienstlich im Auslande weilenden Staatssekretärs für Finanzen zu 

handeln, wenn er mit der Einbringung dieser Gegenäußerung gleichfalls bis zum 

Zusammentritt des künftigen Nationalrates zuwarte. 

Der Kabinettsrat nimmt diese Mitteilung zur Kenntnis. 

 

14. 

Gewährung von Zuwendungen an die Seelsorgegeistlichkeit. 

Unterstaatssekretär M i k l a s  verweist darauf, dass die Abgeordneten Dr. R a m e k  und 

Genossen in der 101. Sitzung der Konstitutierenden Nationalversammlung eine Interpellation 

wegen Gewährung der den Staatsangestellten für die Monate Juli, August und September l. J. 

zugebilligten Zuwendungen auch an die Seelsorgegeistlichkeit eingebracht haben. 

Redner beabsichtigten der Anfragebeantwortung die Bereitwilligkeit der Staatsregierung 

anzukündigen, der Seelsorgegeistlichkeit in dem gleichen Sinne wie dies durch 

Kabinettsratsbeschluss vom 23. Juli d.J. bezüglich der einmaligen Zuwendungen für den 

Monat Juli gesehenen sei, auch die den Staatsangestellten für die Monate August und 

September als Vorschüsse auf die Besoldungsreform ausgezahlten Beträge zuzugestehen. 

Ebenso werde bei allen etwaigen weiteren Maßnahmen hinsichtlich der Bezugsverhältnisse 
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der Staatsangestellten in analoger Weise immer auch auf die Seelsorgegeistlichkeit Bedacht 

genommen werden. 

Zu dieser Ankündigung erbitte der sprechende Unterstaatssekretär die Zustimmung des 

Kabinettsrates. 

Der Kabinettsrat erteilt die erbetene Zustimmung. 

 

15. 

Antrag der großdeutschen Partei auf Verbindung der Wahlen in die Nationalversammlung 

mit der Vornahme einer Abstimmung über den Anschluss an das Deutsche Reich. 

Unterstaatssekretär M i k l a s  bringt vor, dass, wie verlautet, von der großdeutschen Partei 

in der Nationalversammlung erwogen werde, den Antrag des Abgeordneten Dr. S c h ü r f f  

auf Verbindung der Wahlen in die Nationalversammlung mit der Vornahme einer 

Abstimmung über den Anschluss an das Deutsche Reich, dessen Verhandlung vom 

Hauptausschuss über das Drängen der Kärntner Landesregierung abgelehnt worden sei, 

nunmehr in der Form eines Resolutionsantrages in der Nationalversammlung zu erneuern. 

Redner sei der Meinung, dass die Aufrollung der Anschlussfrage in diesem 

Zusammenhang der Regierung große Verlegenheiten bereiten würde. Eine solche 

Kundgebung dürfte aller Voraussicht nach auch einen nachteiligen Einfluss auf die 

bevorstehende Abstimmung in Kärnten nehmen. 

Für die parlamentarischen Mitglieder der Regierung wäre die Beteiligung an der 

Abstimmung über einen solchen Antrag überhaupt kaum möglich, da sie es nicht 

verantworten könnten, durch das Bekenntnis für den Anschluss einen politischen Akt zu 

setzen, der im gegenwärtigen Augenblicke für den Staat außer- wie innerpolitisch von der 

schädlichsten Wirkung wäre. 

Redner bitte daher den Staatssekretär Dr. R o l l e r, bei der großdeutschen Partei vorstellig 

zu werden, aus den angeführten schwerwiegenden Gründen von der Einbringung eines 

solchen Resolutionsantrages abzusehen. Sollte es aber doch zu der Einbringung dieses 

Antrages kommen, halte es Redner für unerlässlich, dass der Kabinettsrat den 

parlamentarischen Regierungsmitgliedern eine bestimmte Richtlinie für ihr Verhalten bei der 

Abstimmung erteile. 

Staatssekretär Dr. R e n n e r  stimmt den Ausführungen des Vorredners zu und gibt der 

Anschauung Ausdruck, dass die Regierungsmitglieder einer etwaigen Abstimmung 

fernzubleiben hätten. 

Staatssekretär Dr. R o l l e r  erklärt sich bereit, den von Unterstaatssekretär Miklas 
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gewünschten Schritt bei der großdeutschen Partei zu unternehmen. 

Der Kabinettsrat beschließt, dass im Falle ein derartiger Antrag in der 

Nationalversammlung zur Abstimmung gebracht würde, die parlamentarischen 

Kabinettsmitglieder sich der Abstimmung zu enthalten haben. 
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[KRP 225, 30. September 1920, Stenogramm Gross] 
 
 
30. September 1920. 
 
1. 
Mayr: Bekanntlich hat der Kabinettsrat in früherer Zeit Beschlüsse gefaßt, die kleinere 

Widmungen an die Invaliden enthalten. Durch die generelle Ausscheidung werden 
diese früheren Spezialwidmungen kassiert sein und zur Deckung des Kabinettsrates 
wird es gut sein, wenn wir den Beschluß fassen, daß diese früheren Separatwidmungen 
und Gegenstände, die jetzt wieder in mundo verteilt worden [sind], als erloschen zu 
gelten haben, damit nicht später Ansprüche gestellt werden mit Berufung auf die 
früheren Kabinettsratsbeschlüsse. 

Angenommen. 
 
 
2. 
Breisky: Bei den Rettungsarbeiten im September [ist verunglückt] August Strauß. 
 
 
3. 
Kralovsky: Forderungen des Landes Kärnten [auf Ersatz der Kosten] anläßlich der 

[Besetzung], der Heimwehrformationen. [Der Kabinettsrat hat dies am] 16. /6. '20 
[abgelehnt]. 

Die Kärntner Landesregierung hat behauptet, daß die Abwehraktion nicht nur dem 
Interesse des Landes, sondern [daß] sie dem Interesse des Staates gedient hat, weil die 
Volkswehr zu schwach war und die Heimwehraktion eine Zeit einen Erfolg hatte und 
die Entente zur Anordnung der Volksabstimmung bewog. 

Kärnten hat 24 Mill.[ionen] aus den Bergegütern zum größten Teil für sich 
verwendet, 3 M[illionen] wurden verwendet für die Kosten der Heimwehrformationen 
und 12 M[illionen] [andere] staatliche Gelder [wurden] für die Heimwehrformationen 
verwendet. 

[Eine] Abordnung [war] in - [im Staatsamt für] Heerwesen und bei Mayr. [Sie 
machte geltend] die schwierige finanziellen Verhältnisse [und] die Befürchtung, daß 
[eine] Ablehnung einen ungünstigen Einfluß für die Volksabstimmung machen und 
Jugoslavien [ein] willkommenes Agitationsmaterial bieten würde. 

Das Heeresamt hat [in der] Sitzung mit [den Staatsämtern für] Äußeres und 
Finanzen [einen] Vermittlungsstandpunkt eingenommen und glaubt, daß die 
Ablehnung nicht aufrecht erhalten werden könne. Die Kosten aus der Aufstellung der 
Heimwehrformation [wären] soweit vom Staat zu tragen als sie unmittelbar aus der 
Abwehr und während ihrer Dauer entstanden sind. Die Kärntner wären 
einverstanden, nur bitten sie, daß der Personalaufwand nicht normiert wird nach dem 
Aufgebotslohn, sondern nach den Volkswehrgebühren. 

[Es wird befürchtet eine] Besetzung von Klagenfurt im Falle [eines] ungünstigen 
Ausfalls der Abstimmung in Zone A. 

Grimm: Das Staatsamt für Finanzen hat zugestimmt. Nach Feststellung des finanziellen 
Ergebnisses [wäre] darüber noch [zu] verhandeln - zunächst dieses Zugeständnis. 

Renner: [Ich bin einverstanden] mit beiden Einschränkungen, wobei die zweite vorläufig 
offen bleiben soll bis zur Liquidierung der Kosten. Vielleicht wäre es besser, zu sagen, 
daß es abgerechnet wird von dem Gesamterlös aus den Liquidierungsgütern. 

Man scheint im Land die Wucht der jugoslavischen Agitation unterschätzt zu haben 
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und ist über den Ausgang nicht [mehr] so sicher. 
Sie fürchten weiter, daß die Jugoslaven, wenn sie unterliegen, das Land gewaltsam 

besetzen. Darüber liegen Äußerungen Majsters vor und [von] Agitatoren. Auch 
italienischerseits wird von den Funktionären bei den Abstimmungsbehörden bestätigt, 
daß die Jugoslaven diese Äußerungen gemacht haben. Sicherlich wird die 
jugoslavische Regierung niemand dazu ermächtigen, aber es ist wahrscheinlich, daß 
die Jugoslaven eine D'Annunzio-Affaire wiederholen. Die zweiten Äußerungen, welche 
verbürgt sind, gehen dahin, daß die Jugoslaven sagen werden, [Zone] A kann nicht 
allein bestehen und Klagenfurt muß besetzt werden. 

Die Jugoslaven werden dazu leicht ermutigt sein, weil die Italiener doch nicht 
marschieren werden. Dann würde sich [als] verhängnisvoll erweisen, daß die 
Landesregierung die Verlegung fremder Truppen nach Kärnten abgelehnt hat. Für 
einen Putsch haben die Jugoslaven nicht genug Leute. Hätten wir 4.000 Leute dort, 
würden sie es kaum wagen. Ich feststelle das, um die Verantwortung von - [der 
Staatsämter für] Äußeres und Heerwesen zu vermerken. Es kann - [können] uns an 
diesem Punkt große Schwierigkeiten erwachsen. Die Pl[ebiszit]-Kommission ist 
darüber unterrichtet. 

Bei der Botschafterkonferenz haben wir alle Schritte getan, die uns zu Gebote 
stehen. Die Botschafterkonferenz wurde in [einer] Note aufmerksam gemacht, daß in 
der Abstimmungszone Leidenschaften entstehen und Truppen hingeschickt werden 
sollten. Dann haben wir neuerdings [eine] internationale Besetzung verlangt und [es] 
durch Eichhoff betreiben lassen. Wir haben darüber noch keine Antwort. Frankreich 
ist Jugoslavien-freundlich und hintertreibt jede Beschlußfassung. Die anderen Mächte 
machen nichts und geben keine Truppen. 

Die beste Sicherung wäre die Verlegung von österreichischen Truppen. Nach den 
einmütigen Parteimeldungen ist zu erwarten, daß ganz Kärnten zu den Waffen greift. 
Wir stehen vor dieser Gefahr. Die Landesregierung wird ihre Auffassung nicht 
revidieren. Die Landesregierung scheint aber - bei der Weigerung zu bleiben, unsere 
Truppen ins Land zu lassen. Sie verantwortet in der politischen und militärischen 
Frage alles. 

Mayr: [Wir] nehmen diese Mitteilung zur Kenntnis. 
Miklas: In der Abstimmungsdebatte habe ich Bedenken geäußert, ob es nicht angezeigt 

gewesen wäre, auf eine Teilung der Zone einzugehen. Es ist unterblieben - gegen den 
Willen der Kärntner. 

Wegen der militärischen Besatzung wäre ich dafür, wegen der Verantwortung des 
Kabinetts nochmals an die Landesregierung im kurzen Weg heranzutreten und das 
Anerbieten zu machen, 3-4.000 Mann aus den Alpenländern hinunterzuschicken. Sie 
wären [wehren] sich gegen die Wiener Truppen. 

Renner: Aus den Alpenländern werden wir die 4.000 nicht zustande bringen, weil die 
Wehrmacht noch nicht aufgestellt ist. 

Mayr: Breisky soll im Namen des Kabinetts die Vorstellung wiederholen. 
Breisky: Es ist vorgeschlagen [worden], den Kärntnern die Anrechnung anzukündigen. Sie ist 

sachlich begründet, aber nicht zweckmäßig jetzt. Es sollte ihnen das erst gesagt 
werden, wenn es zur Liquidation kommt. Man könnte im allgemeinen sagen: Gegen-
Verrechnung. 

 
 
4. 
Mayr: Teuerungsmaßnahmen für Pensionisten. 
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5. 
Haueis: Harzgewinnung. 
 
 
6. 
Kralovsky: Vollzugsanweisung Pensionisten des Heerwesens. 
 
 
7. 
Kralovsky: -. 
Breisky: Steirische Wahlordnung. 
 
 
8. 
Breisky: Abkürzung der Tätigkeitsperiode. 
 
 
9. 
Breisky: Steirische Landesumlagen. 
 
 
10. 
Renner: Völkerbund. 
Miklas: Es wird nichts übrig bleiben, als in den Völkerbund einzutreten. Es kommt nur zu 

erwägen, wenn Deutschland jetzt glaubt, kein Ansuchen überreichen zu sollen, es aber 
wünscht, daß wir darin sind - so könnte sich eine unangenehme Lage ergeben. Eine 
vom Völkerbund angeordnete Aktion gegen das Deutsche Reich würde das - [uns] mit 
hineinziehen. Das hätte für uns Deutsche unabsehbare Folgen. 

Renner: Deutschland will jemand haben, der für das Reich im Völkerbund spricht. Eine 
gemeinsame Aktion gegen Deutschland steht nicht zu erwarten. Es war von einem 
Boykott die Rede, aber Italien würde nie zustimmen. Es ist auch gar nichts Derartiges 
zu erwarten. Unsere Regierung ist gewiß ermächtigt, den Beitritt allein zu vollziehen. 
Es ist aber die Frage, ob wir nicht wenigstens einen Parlamentsausschuß produzieren. 
Die Schweiz hat eine Volksabstimmung gehalten. 

Miklas: Wir können unter Umständen nicht so lange warten bis das neue Haus zusammentritt. 
Der Völkerbund soll am 1. November zusammentreten. 

Ermächtigung erteilt. 
 
 
11. 
Mayr statt Heinl: Berner Übereinkommen. 
 
 
12. 
Heinl: Der steirische Landtag hat einen Gesetzentwurf beschlossen wegen der Regelung der 

Unterrichtsstunden an den gewerblichen Fortbildungsschulen. Mit dem Vollzug des 
Gesetzes wird die Landesregierung betraut. Da es ein Schulgesetz ist, müssen wir 
dagegen Einspruch erheben. 

Ich bitte um die Ermächtigung zum telegraphischen Einspruch. 
Miklas: Bei [einer] Volksschulangelegenheit haben wir [einen] ähnlichen Fall gehabt, daß 

der Landesschulrat betraut wurde. Nach dem Reichsvolksschulgesetz hat das 
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Unterrichtsamt die Durchführung. 
Heinl: Ich habe die Landesregierung ersucht, sie möge diese Änderung vornehmen. Glöckel 

hat ersucht, es möge Einspruch erhoben werden. Rintelen hat erklärt, daß er nichts 
dagegen hat. 

 
 
13. 
Grimm: [Am] 8. /7. [ist] von den Liquidierungsinspektoren [ein] scharfer Tätigkeitsbericht 

erstattet worden. 
 
 
14. 
Miklas: Den öffentlich Angestellten hat [man] Vorschüsse auf die Besoldungsreform gegeben. 

Ramek hat Interpolation überreicht wegen Seelsorgegeistlichkeit. 
[Ich] erbitte die Ermächtigung, eine kurze Interpolationsbeantwortung in Druck zu 

verteilen. 
Zugestimmt. 
 
 
15. 
Miklas: Wie steht es mit dem Antrag der Großdeutschen bezüglich einer Volksabstimmung? 
Renner: Wenn eine derartige Abstimmung ist, entfernt sich die Regierung. 
 
½ 3 
[Nächste Sitzung]: Je nach dem weiteren Einlauf Mittwoch oder Freitag, 2 Uhr Nachmittag. 
 
 
 

[KRP 225, 30. September 1920, unbekannter Stenograph] 
 
 
225, 30. /9. 
[Zugezogen]: Grimm. 
 
1. 
Mayr: Nachtrag zur Ausscheidungsfrage. 

[Es erfolgten] kleinere Widmungen an die Invaliden durch Kabinettsratsbeschlüsse. 
Dadurch - [Durch die generelle Ausscheidung] werden diese Beschlüsse kassiert. Zur 
Deckung wird es gut sein, wenn wir den Beschluß fassen, daß diese früheren 
Separatwidmungen als kassiert zu gelten haben, damit nicht von Seite der 
Invalidenschaft Ansprüche erhoben werden. 

Angenommen. 
 
 
2. 
Breisky: Bei den Rettungsarbeiten anläßlich der Hochwasserarbeiten [ist verunglückt] 

Strauß. [Ich beantrage] eine einmalige Unterstützung aus staatlichen Mitteln, 5.000 
Kronen. 

Angenommen. 
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3. 
Kralovsky: Forderungen des Landes Kärnten [auf Ersatz der Kosten] anläßlich der 

Besetzung, (Kärnten) hat Heimwehrformationen aufgestellt. Der Kabinettsrat hat [am] 
16. /6. den Antrag abgelehnt. 

Die Kosten, welche aus der Aufstellung der Heimwehrformationen entstanden sind, 
sollen vom Staat getragen werden - 15 Millionen. 

Grimm: Das Staatsamt für Finanzen stimmt zu. Nach Feststellung des finanziellen Ergebnisse 
- der finanziellen Frage [wäre] darüber noch weiter [zu] verhandeln. 

Renner: [Ich bin] einverstanden mit den beiden Einschränkungen, wobei die zweite in Bezug 
auf die Höhe offen bleibt. [Ich möchte] aber zur Erwägung stellen, ob es nicht besser 
wäre, zu sagen, ob nicht als - [es] abzurechnen von dem Erlös der seinerzeit 
realisierten Liquidierungsgüter. 

[Zur] Abstimmung: Nicht mehr so sicher ist man unten. 
Sie fürchten, daß die Südslaven, wenn sie unterliegen, das Land mit Gewalt 

besetzen. Auch alle italienischen Funktionäre bei den Abstimmungsbehörden 
bestätigen diese Äußerungen der südslavischen Funktionäre. Weiters [gibt es 
Äußerungen]: Mit der Zone A folgt die Besetzung Klagenfurts. 

Die Kärntner haben es abgelehnt, daß 4.000 Volkswehrleute hingeschickt werden. 
Es können uns in diesem Punkt große Schwierigkeiten erwachsen. 

Wir haben die internationale Besetzung gefordert, die Botschafterkonferenz gibt 
keine Antwort. Frankreich hält sich Südslaven-freundlich, die anderen Mächte 
verhalten sich inaktiv. 

Wenn die Südslaven einfallen, dann wird das ganze Land zu den Waffen greifen. 
Das können wir nicht hindern. 

Miklas: In der seinerzeitigen Debatte habe ich auch große Bedenken [geäußert], ob es nicht 
angezeigt gewesen wäre, auf das Vermittlungsangebot der Entente (auf eine 
ev.[entuelle] Teilung der Zone A) einzugehen. Das will ich feststellen. Von Seite aller 
Parteien drunten ist das abgelehnt worden. 

Was die militärische Bedeckung anlangt, wäre ich schon dafür, daß nochmals an 
die Landesregierung im kurzen Weg hergetreten wird und - [um] ihr das Anerbieten zu 
machen, ihr 3-4.000 Mann aus den alpenländischen Mannschaften zur Verfügung zu 
stellen. 

[Mayr]: Breisky wird ersucht, nochmals und zwar im Namen des Kabinettsrates die 
Landesregierung zu begrüßen. 

Breisky: [Eine] Mitteilung wegen des Ersatzes aus den Liquidierungsgütern wäre jetzt vor der 
Abstimmung nicht gut. Man könnte sagen: gegenseitige Verrechnung. 

 
 
4. 
Mayr: Ausdehnung der Teuerungsmaßnahmen auf nicht-deutsche Pensionisten. 
Genehmigt. 
 
 
5. 
Haueis: Harzgewinnung in Schwarzföhrenwaldungen. 
Angenommen. 
 
 
5. [sic] 
Kralovsky: Vollzugsanweisung Pensionistengesetz. 
Genehmigt. 
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6. 
Kralovsky: -. 
Breisky: Wahlordnung, Steiermärkischer Landtag (Punkt 10 a). 
Genehmigt. 
 
 
7. 
Breisky: Neuwahlen zum Landtag (Punkt 10 b). 
Genehmigt. 
 
 
8. 
Breisky: Landesumlagen pro 1920 (Punkt 10 c). 
Genehmigt. 
 
 
9. 
Renner: Völkerbund. 

[Ich ersuche um] die Ermächtigung, die Sondierungsanfragen schon jetzt stellen zu 
können. 

Genehmigt. 
Miklas: Wenn wir darin sind und wir [Deutschland] draußen, dann kann es zu großen 

Schwierigkeiten kommen - Zwangsaktion gegen Deutschland. 
Ermächtigung erteilt. 
 
 
10. 
Mayr berichtet statt Heinl über das Berner Übereinkommen. 
Genehmigt. 
 
 
11. 
Heinl: Der steirische Landtag [faßte einen] Gesetzesbeschluß wegen der Regelung der 

Unterrichtsstunden an den gewerblichen Fortbildungsschulen. [Mit Vollzug wird] die 
Landesregierung betraut. Nachdem es ein Schulgesetz ist, -. 

[Ich] erbitte die Ermächtigung, diesen Einspruch telegraphisch einbringen zu 
dürfen. 

Heinl: Ich habe die Landesregierung ersucht, -. Rintelen hat erklärt, nichts dagegen zu 
haben. 

Einverstanden. 
 
 
12. 
Grimm: Der Bericht der Liquidierungsinspektoren [enthält] scharfe Angriffe gegen den 

Liquidierungs-Commissär. Reisch hatte vor, [eine] Gegenäußerung dem Parlament 
vorzulegen. Heute hat der Finanzausschuß beschlossen, diesen Bericht der 
Inspektoren diesmal nicht zu verhandeln. 

[Ich] erbitte [vom] Kabinettsrat [die Genehmigung], auch unseren Bericht [erst] 
der nächsten Nationalversammlung vorzulegen. 
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Mayr: Gestern [wurde im] Hauptausschuß schon beschlossen, daß dieser Bericht jetzt nicht 
verhandelt wird. 

 
 
13. 
Grimm: Morgen kommt eine Reihe von Gesetzentwürfen zur Verhandlung. Frage, ob auch die 

Regierungsmitglieder sich an der Debatte beteiligen werden? 
Renner: Es kann sich empfehlen, daß sich das Staatsamt für Finanzen beschränkt auf kurze 

Bemerkungen. Wenn der Lauf der Debatte es ergibt, daß das Staatsamt für Finanzen 
sprechen muß, dann kann es natürlich geschehen. 

 
 
14. 
Miklas: [Ich ersuche um] die Ermächtigung, eine kurze Interpolationsbeantwortung (mit dem 

Staatsamt für Finanzen besprochen) im Druck verbreiten zu können. 
Angenommen. 
 
 
15. 
Miklas: Wie steht es denn mit dem Antrag der Großdeutschen bezüglich einer 

Volksabstimmung? Es soll eine Resolution in Vorbereitung sein, die gelegentlich der -. 
Wegen der Kärntner Verhältnisse ist es dringend abgeraten worden. 

Mayr: In der Hauptausschußsitzung wurde erklärt, daß alle Kärntner Parteien den 
dringenden Wunsch ausgesprochen haben, davon jetzt abzusehen. Ich habe gehört, 
daß insbesondere Angerer die Sache nicht ruhen lassen will. 

Renner: Ich muß darauf aufmerksam machen, daß die Hauptagitation [in Kärnten] geführt 
wird als Vergrößerung des Deutschen Reiches. Eine ostent.[ative], eine deklar.[ierte] 
Anschlußpolitik soll und darf jetzt nicht gemacht werden. 

[Ich] bitte, die Sache jetzt zurückzustellen. 
Roller: [Ich] werde vermitteln bei der großdeutschen Partei. 
Mayr: Beschluß, daß die ganze Regierung aus dem Saal geht. 
Genehmigt. 
 
 
½ 3 Uhr. 
Nächste Sitzung: Mittwoch nachmittag, oder Freitag nachmittag, 2 Uhr. 
 
 
 
 




























































































































































